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Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Marienthal 26 für den Geltungs-
bereich östlich Hammer Straße zwischen Bärenallee und
Jüthornstraße (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 510) wird festge-
stellt:

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Nordgrenzen der Flurstücke 20 bis 23, 3111, 3292, 25 bis 27,
3207, 29 bis 32, 92 (Freesenstraße), bis 96, 3044, 3051, 122, 121
und 120, Ostgrenzen der Flurstücke 120, 118 bis 110, 59 (Rant-
zaustraße), 90 bis 84, über das Flurstück 3241 (Bahnanlage),
Ostgrenzen der Flurstücke 266, 278 (Claudiusstieg), 294, 2037,
295 bis 297, 2458, 2455, 317 (Trauns Allee), 3152, 328, 329, 340

(Asmusweg), 354, 2389 und 2259, Südgrenzen der Flurstücke
2259 bis 2261, 350, 349, 2156, 2155, 347 und 346, Westgrenzen
der Flurstücke 346 bis 343, 340 (Asmusweg), 339, 319 bis 317
(Trauns Allee), 311, 312, 282, 281 und 279, Nordgrenzen der
Flurstücke 279, 283 bis 287, über das Flurstück 278 (Claudius-
stieg), Westgrenzen der Flurstücke 275 und 276, über das
Flurstück 3241 (Bahnanlage), Südgrenzen der Flurstücke 75
bis 66, Westgrenzen der Flurstücke 66, 2072, 60, 59 (Rantzau-
straße), 57 bis 53, 3025, 19, 2276 und 20 der Gemarkung
Marienthal.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.
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Verordnung

über den Bebauungsplan Marienthal 26

Vom 29. September 2004

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 
24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 6. Sep-
tember 2004 (HmbGVBl. S. 356), sowie § 1 Absatz 2 und § 2
Satz 1 Nummer 2 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:
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(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
Bezirksamt Wandsbek während der Dienststunden kosten-
frei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostener-
stattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-

stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebieten
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rück-
bau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die Errich-
tung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch
dann, wenn nach der Baufreistellungsverordnung vom 
5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt geändert am 
21. Januar 1997 (HmbGVBl. S. 10, 11), in der jeweils gelten-
den Fassung eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung und zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt oder
sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher

oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur
Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt werden,
wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beab-
sichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den allgemeinen Wohngebieten sind die der Versorgung
des Gebiets dienenden Läden nur ausnahmsweise zulässig.
Ausnahmen für Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden
ausgeschlossen.

3. In den Wohngebieten wird die vordere Baugrenze in einem
Abstand von 10 m zur Straßenbegrenzungslinie festgesetzt.
Der Abstand der hinteren Baugrenze zur Straßenbegren-
zungslinie wird für die mit „(A)“ und „(C)“ bezeichneten
Flächen mit 26 m und für die mit „(B)“ bezeichneten
Flächen mit 28 m festgesetzt. Ausnahmen können zugelas-
sen werden.

4. In den Wohngebieten ist je Baugrundstück auf den mit
„(B)“ bezeichneten Flächen eine Grundfläche für bauliche
Anlagen von 200 m², auf den mit „(C)“ bezeichneten
Flächen eine Grundfläche von 160 m² und auf den mit „(D)“
bezeichneten Flächen eine Grundfläche von 120 m², jeweils
als Höchstmaß, zulässig. Für Anlagen, die kirchlichen,
kulturellen, sozialen, gesundheitlichen oder sportlichen
Zwecken dienen, können Ausnahmen zugelassen werden.

5. Auf den rückwärtigen Grundstücksflächen der Wohn-
gebiete sind Wohngebäude nur auf den mit „(D)“ bezeich-
neten Flächen zulässig. Der Mindestabstand zwischen
vorderer und rückwärtiger Bebauung beträgt 25 m und –
falls keine vordere Bebauung vorhanden ist – 25 m zwischen
hinterer Baugrenze und rückwärtiger Bebauung. 

6. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und Geh-
wege sowie Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem
Aufbau herzustellen. Bei der Berechnung der Grundfläche
bleiben derartig hergestellte Flächen unberücksichtigt.

7. Für die Bebauung auf den Flurstücken 29, 30, 31, 33, 34, 62
und 67 bis 75 der Gemarkung Marienthal ist eine einseitige
Grenzbebauung mit einem eingeschossigen Eingangsvor-
bau in einer Länge von maximal 8 m innerhalb der
Abstandsfläche zulässig.

8. In den Wohngebieten sind durch geeignete Grundriss-
gestaltung die Wohn- und Schlafräume den lärmabgewand-
ten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung der
in Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein
ausreichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

§ 3

Für die Änderungsbereiche im Plangebiet werden die bis-
her bestehenden Bebauungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 29. September 2004.

Das Bezirksamt Wandsbek


